
Waffengleichheit

Das Foto (Ausschnitt) hat ein Fotograf 1994 von meiner Hand und der Waffe gemacht, die ich damals ganz legal mit

mir führen durfte – natürlich samt Waffenschein.

Zwei  Polizeigewerkschaften  bekrieg(t)en  sich  („zwischen  den
Gewerkschaften  bestand  Streit  um  die  Möglichkeiten  und
Tunlichkeit der für den Monat Mai vorgesehenen und tatsächlich
durchgeführten Wahlen“). Das Bundesverfassungsgericht hat eine
wichtige Entscheidung getroffen, die auch für Journalisten und
Blogger interessant ist:

Die Kammer bekräftigt mit der Entscheidung die Rechtsprechung
des  Bundesverfassungsgerichts  zu  den  grundrechtlichen
Anforderungen, die sich aus der prozessualen Waffengleichheit
in  einstweiligen  Verfügungsverfahren  ergeben  (…).  Sie  hat
erneut klargestellt, dass eine Einbeziehung der Gegenseite in
das einstweilige Verfügungsverfahren grundsätzlich auch dann
erforderlich  ist,  wenn  wegen  besonderer  Dringlichkeit  eine
Entscheidung ohne mündliche Verhandlung ergehen darf. Zudem
hat sie bekräftigt, dass eine prozessuale Einbeziehung der
Gegenseite  nur  dann  gleichwertig  durch  eine  vorprozessuale
Abmahnung  ersetzt  werden  kann,  wenn  Abmahnung  und
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Verfügungsantrag identisch sind. Wenn der Verfügungsantrag auf
das  vorprozessuale  Erwiderungsschreiben  argumentativ
repliziert,  neue  Anträge  enthält  oder  nachträglich  ergänzt
oder klargestellt wird, ist das nicht der Fall.

Muss ich das jetzt übersetzen?

Ist ganz einfach: Jemand möchte, dass jemand anderes etwas
nicht behauptet, weil es vielleicht gelogen ist – und man
glaubt, das vor Gericht beweisen zu können.

Der  Anwalt  des  Klägers  mahnt  zuerst  ab.*  Wenn  die  andere
Partei  das  unterschreibt  und  akzeptiert,  ist  die  Sache
normalerweise  gegessen  (der  „Abgemahnte“  muss  aber  die
Anwaltskosten des Klägers zahlen – die Rechnung kommt meistens
schnell.**)

Wenn  der  Beklagte  sich  weigert,  die  Abmahnung  zu
unterschreiben, kann man entweder sofort klagen oder zuerst
eine so genannte Einstweilige Verfügung (auch: Einstweiligen
Rechtsschutz)  beantragen  –  wenn  es  eilt.  Das  angerufenen
Gericht  kann  entscheiden,  ohne  den  oder  die  Beklagten
anzuhören. Wie entschieden wird, muss nicht unbedingt so sein,
wie  später  in  der  Hauptverhandlung  geurteilt  wird  –  das
Gericht  prüft  nur  die  vorgelegten  Akten  und  erwägt  „nach
Augenschein“.

Beispiel aus der Vereinsmeierei dem verbandsinternen Hauen und
Stechen (ich habe das unzählige Male hinter mir): Jemand hatte
in einer bundesweit verbreiteten E-Mail behauptet, gegen mich
würde wegen Verbreitung von Kinderpornografie (!) ermittelt.
Einer der Angeschriebenen hatte mir das zeitnah „gesteckt“. Da
die Sache frei erfunden war, eilte ich sofort zum Amtsgericht,
das  mich  aber  wegen  der  Schwere  der  Anschuldigung  ans
Landgericht  Berlin  verwies.  Dort  legte  ich  nur  eine
Versicherung an Eides statt vor, dass der Vorwurf erstunken
und erlogen sei. Ich wäre natürlich in Teufels Küche gekommen,
wenn ich gelogen hätte. Binnen einer Stunde hatte ich die
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gewünschte  Einstweilige  Verfügung,  ging  damit  zum
diensthabenden  Gerichtsvollzieher  (für  den  Wohnort  meinen
Prozessgegners),  der  das  Dokument  noch  am  selben  Tag
zustellte.

Beim so genannten Hauptsacheverfahren Monate später wurde der
Beklagte verdonnert, die Behauptung nicht zu wiederholen. Ich
hätte  sogar  mit  dem  für  mich  sehr  schönen  Urteil  eine
Zivilklage auf Schadensersatz anstrengen können, obwohl ich
den realen Schaden nur schwer hätte beziffern und beweisen
können. Das musste ich nicht, da mein Prozessgegner – nach
Niederlagen vor dem Landgericht und, weil er unbelehrbar war,
sogar erneut vor dem Kammergericht – mir freiwillig einen
hohen Betrag zahlte, da er wusste, dass ich ihn mit einem
Shitstorm  vom  Feinsten  überzogen  hätte,  der  seinen  Ruf
garantiert mehr ruiniert hätte als er meinen.

Das aktuelle Urteil der BVerfG meint: Die Gegenseite muss auch
gehört werden, wenn es nur um den einstweiligen Rechtsschutz
geht, außer die vorherige Abmahnung und der Antrag auf Erlass
einer Einstweiligen Verfügung sind identisch.

_______________________________

*Abmahnen ist ein Wort des juristischen Jargons, kein gutes
Deutsch.  Man  sollte  es  auch  nur  bei  juristischen  Themen
benutzen. „Die Ehefrau mahnte ihren Mann ab, nicht woanders
herumzuvögeln.“ Ermahnen ist besser, und mahnen allein geht
meistens auch.
** Es gibt diverse Tricks, die Kosten zu minimieren. Wenn man
eine  Abmahnung  unterschreibt,  aber  trotz  der  Rechnung  die
Kosten des gegnerischen Anwalts nicht zahlt, muss der klagen.
Das  geschieht  normalerweise  bei  Amts-,  nicht  aber  bei
Landgerichten  –  und  Amtsgerichte  sind  billiger.  Oder  der
Gegner überlegt es sich, ob es sich überhaupt rechnet, weil
die Kosten für diese erneute Klage den Aufwand nicht lohnen
oder wenn das Risiko besteht, dass der Beklagte es sich anders
überlegt und es auf eine Hauptverhandlung ankommen lässt, die
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ganz anders ausgehen kann.


